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Dietrich Kebschull

25 Jahre BMZ

Eine „Dorne ohne R osen“ nannte der Bundeskanzler Konrad A denauer das Ministerium  

für wirtschaftliche Zusam m enarbeit (B M Z), als er am  14. N ovem ber 1961 W alter Scheel 
zum  ersten M inister dieses Ressorts ernannte. D er erfahrene Kanzler und Rosenzüchter 

spielte dam it in w eiser Voraussicht auf die vielfältigen Schwierigkeiten an, denen sich das 

Entwicklungsministerium bei der W ahrnehm ung seiner Aufgaben im Inland und in den Län
dern der Dritten W elt in der Folgezeit gegenübersah. Nach 25 Jahren ist aber festzustellen, 
daß die Aussage insgesam t wohl doch zu pessimistisch war. Aus der kleinen Koordinationsin

stitution, die ihre Tätigkeit mit 34  Beam ten in einer Baracke auf dem  Hof des Finanzm iniste
riums begann, ist ein fest etabliertes Ministerium geworden. Seine Zuständigkeit für Fragen  

der Entwicklungspolitik ist klar geregelt und gegenüber den anderen M inisterien deutlich ab
gegrenzt. Zur Durchführung der Aufgaben in der technischen, finanziellen, personellen und 

privatwirtschaftlichen Zusam m enarbeit wurden leistungsfähige Einrichtungen geschaffen, 
die sich auf einen großen und gut ausgebildeten M itarbeiterstab stützen können.

Trotz der nach wie vor im m ensen Entwicklungsproblem e kann der am tierende Minister, Jür

gen W arnke, vor diesem  Hintergrund für sich und seine sechs Vorgänger eine durchaus posi
tive Bilanz ziehen. Anführen läßt sich insbesondere, daß die wirtschaftlichen Erfolge vieler 

Staaten der Dritten W elt den weitverbreiteten Entwicklungspessim ism us deutlich w iderle
gen. Bei der Unterstützung der Entwicklungsbemühungen ist die Hilfe von außen zu einem  

wichtigen Faktor geworden. Dabei spielt die Bundesrepublik eine herausragende Rolle.

Nach den Vereinigten Staaten gehört sie zusam m en mit Frankreich und Japan zur Spitzen
gruppe der Entwicklungshilfegeber Im vergangenen Jahr wurden allein an öffentlichen Lei
stungen 8 ,7  Mrd. DM  bereitgestellt. Insgesam t werden bis zum  Ende dieses Jahres m ehr als 

130 Mrd. DM durch das B M Z für die D ritteW elt aufgebracht worden sein. Hinzu kommt ein er
heblich höherer Betrag an privaten Leistungen. Meinungsum fragen m achen deutlich, daß  

sich die Auffassung über Sinn und Notwendigkeit der Entwicklungszusam m enarbeit im Z eit

ablauf erheblich verbessert hat. Fast drei Viertel der Bevölkerung (73  % ) sind heute „eher für 

die Entwicklungshilfe, nur 13%  eher d agegen“.

Trotz gelegentlichen Störfeuers ist die Politik der wirtschaftlichen Zusam m enarbeit heute  

als eigenständiger Bereich im Rahm en der gesam ten A ußenbeziehungen anerkannt. Dabei 
stehen die Belange der Entwicklungsländer eindeutig im Vordergrund. Grundprinzipien der 

Zusam m enarbeit -  wie Hilfe zur Selbsthilfe, besondere Unterstützung arm er Länder und B e
völkerungsgruppen oder vorrangige Befriedigung der G rundbedürfnisse -  sind unumstritten.
Damit hebt sich die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik deutlich von der Politik anderer 

wichtiger G eberländer ab, die ihren eigenen Interessen einen wesentlich höheren Stellen
wert geben.

Die deutsche Hilfepolitik setzt seit Erhard Epplers erster „entwicklungspolitischer Konzep
tion“ im Jahre 1971 alienfallsauf langfristig positive Effekte für die eigene Außen- und A ußen

wirtschaftspolitik. Im Zeitablauf imm er m ehr auf das M achbare ausgerichtet, erkennt sie die 

lediglich unterstützende und fördernde W irkung ihrer M aßnahm en und Program m e an und 

rückt die Rahm enbedingungen und Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer stärker in
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den Vordergrund. D iese Ausrichtung wird in den Entwicklungsländern und im eigenen Lande  

-  trotz m ancher Kritik im Detail -  im allgem einen anerkannt.

Die berechtigte Freude über das Erreichte sollte allerdings den Blick für das künftig Not
w endige nicht verstellen. Denn vieles ist noch zu tun, um die Effizienz der stets knappen M it
tel zu steigern. Dabei gilt es, im Sinne echter Partnerschaft, einerseits Bevormundungen der 

Entwicklungsländer zu verm eiden, andererseits aber mit der angem essenen Sachlichkeit 
aufzutreten sowie das eigene Vorgehen perm anent zu überprüfen. Besonders schwierig wird 

dies bei der Diskussion der Rahm enbedingungen, die für den Erfolg von Projekten und Pro
gram m en von entscheidender Bedeutung sind. Eine Entwicklungspolitik, die sich an den In

teressen arm er Bevölkerungsgruppen orientiert, kann hier nicht darauf verzichten, die R eg ie
rung des Partnerlandes auf M ängel und Inkonsistenzen ihrer Politik hinzuweisen.

Mit dem  entwicklungspolitischen Dialog zwischen der Bundesregierung und ihren Part
nern wurde ein Instrument eingeführt, das es künftig im Detail auszufüllen gilt. Dies erfordert 
eine um fassende Analyse der m akroökonom ischen, sektoralen und regionalen Auswirkun
gen der w irtschafts- und entwicklungspolitischen Konzepte und Program m e, um die Projekte 

besser in die G esam twirtschaft einzubetten. Dies gilt besonders im Hinblick auf die erforderli
chen Strukturanpassungen, die künftig auch von deutscher Seite durch spezielle Kreditange

bote unterstützt werden sollen. D iese Kredite sind ohne ausreichende Berücksichtigung der 

gesam ten ökonomischen Zusam m enhänge und W irkungsketten sinnlos. D er Dialog bliebe 

ohne Substanz.

Dabei ist zu betonen, daß der auf effizientere Entwicklungspolitik ausgerichtete Dialog 

nicht zur Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Landes ausarten darf. Es kann 

im m er nur darum  gehen, gem einsam  die Konsequenzen bestimm ter Vorgehensweisen zu 

erörtern und so die Erfolgsbedingungen der gesam ten Entwicklungsbemühungen zu verbes
sern. Dies schließt auch Diskussionen über die Frage der Wirtschaftsordnung ein, insbeson
dere seitdem wissenschaftliche Untersuchungen die deutliche Überlegenheit marktwirt
schaftlicher Steuerungsm echanism en nachgewiesen haben.

Eine stärkere Orientierung der Entwicklungsländer an marktwirtschaftlichen Prinzipien im
pliziert aber auch ein konsequenteres Eintreten für die Einhaltung der ordnungspolitischen  

Spielregeln im eigenen Lande. D er allgem ein w achsende Hang zu Subventionen und Pro

tektionismus kann aus entwicklungspolitischer Sicht nicht länger hingenom m en w erden. Es 

gehört deshalb zu den wichtigsten zukünftigen Aufgaben des BM Z, sich auf diesem  G ebiet 

besonders zu engagieren.

D arüber hinaus erscheint eine Effizienzerhöhung durch Verbesserung der Trägerstruktu- 

ren angezeigt. Bisher wurde versucht, die Zielgruppen vor allem über staatliche Träger zu er
reichen. D er deshalb forcierte Aufbau staatlicher Institutionen entpuppte sich jedoch nur als 

sehr begrenzt geeignet. Auch die deshalb in jüngerer Zeit verstärkte Ausrichtung auf soge
nannte Nicht-Regierungsorganisationen en^ies sich nicht als Patentlösung. Zu oft sind die 

Organisationen im Entwicklungsland de facto „verstaatlicht“ oder den gleichen negativen  

Einflüssen ausgesetzt w ie staatliche Einrichtungen. D er hohe Verwaltungsaufwand, die ge
ringe Flexibilität und die im m ensen Folgekosten bei dem  W eg  über staatliche oder quasi
staatliche Stellen ließen sich bei einer direkten Zusam m enarbeit mit den Zielgruppen w eitge
hend verm eiden. Die in d iesem  Zusam m enhang em pfehlensw erte direkte Kooperation mit 

privaten Trägern ist jedoch noch relativ wenig entwickelt.

Zur Steigerung der W irksam keit der deutschen Entwicklungsbemühungen dürfte es daher 

notwendig sein, der Stärkung marktwirtschaftlicher Elem ente in den Volkswirtschaften der 

Dritten W elt einen höheren Stellenwert einzuräum en und die Trägerschaftsfrage flexibel zu 

beantworten. Dabei wird es notwendig sein, Neuland zu betreten, das bestehende Instru
mentarium auszubauen und vorhandene Verwaltungsregelungen in Frage zu stellen sowie  

die Bem ühungen um die Geberkoordination voranzutreiben.

D aß dies nicht ohne Schwierigkeiten zu bewerkstelligen sein wird, ist selbstverständlich. 

Aber im Hinblick auf das Ziel erscheint auch ein großer Aufwand als lohnend. Das B M Z hat in 

den 25  Jahren seines Bestehens vieles erreicht, was vorher kaum für möglich gehalten  

wurde. Es sollte den eingeschlagenen W eg konsequent weiterverfolgen.
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